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Das leidige Problem „Sitzenbleiben“

Exzessives Sitzenbleiben ist noch immer ein 
Negativmerkmal des deutschen Schulwesens. 
Es verschwendet Lebenszeit von Kindern und 
Jugendlichen, führt nur selten zu Leistungsver-
besserungen und verschärft letztlich die soziale 
Auslese. Zahlreiche wissenschaftliche Studien 
haben diese Vergeudung von Zeit und Geld in-
zwischen hinreichend nachgewiesen. 

Schulgesetz und Fördermaßnahmen

Darauf hat das Schulgesetz reagiert: Laut § 4, 
Abs. 2 und § 59, Abs. 2 trägt die jeweilige Schule 
die Verantwortung sowohl für die Vermeidung 
des Sitzenbleibens als auch für das Erreichen 
des bestmöglichen Schulabschlusses – unab-
hängig von der Lernausgangslage der SchülerIn. 
Die Schule soll unter Einbeziehung der betroffe-
nen SchülerInnen und deren Eltern konkrete För-
dermaßnahmen entwickeln, deren Durchführung 
vereinbaren und dies auch dokumentieren. 

Neue Regelungen für die Integrierte 
Sekundarschule (ISS)

Wie bisher schon an den Grundschulen üblich, 
sollen auch an der ISS Schülerinnen und Schüler 
„grundsätzlich (...) mit Beginn des neuen Schul-
jahres in die nächst höhere Jahrgangsstufe“ 
aufrücken; Sitzenbleiben soll „nur in besonders 
begründeten Ausnahmefällen“ stattfinden. Damit 
wächst natürlich die Verantwortung der Lehrkräf-
te für den individuellen Erfolg ihrer SchülerInnen.

Unterschiedliche Ausgangslagen

Die Beibehaltung des Gymnasiums führt zu 
einem etwas verwirrenden Nebeneinander:

 ● Für die ISS gilt der oben zitierte Passus: Sit-
zenbleiben soll die absolute Ausnahme sein.

 ● Für die Sekundarstufe I am Gymnasium und 
die Einführungsphase der gymnasialen Ober-
stufe ändert sich dagegen nichts; hier werden 
weiterhin Versetzungsentscheidungen getrof-
fen. Gleiches gilt für die Fachoberschule. (Das 
entbindet natürlich die Lehrkräfte nicht von 
individuellen Fördermaßnahmen.)

Schöne Theorie – und die Praxis?

Wenn man die individuelle Förderung der 
SchülerInnen ernst nimmt, ist damit viel Zeit und 
Arbeit verbunden. Bei Eintritt in die Sekundarstufe 
I müssen die Lehrkräfte Lerndiagnosen erstellen. 
Dafür werden die Lernausgangslagen festgestellt 
und auf dieser Grundlage die individuellen För-
dermaßnahmen entwickelt und durchgeführt. Im 
Gymnasium sind bei Gefährdung der Versetzung 
individuelle Fördermaßnahmen schriftlich festzu-
legen und in angemessenen Zeitabständen zu 
überprüfen. 

Dem steht die hohe Arbeitsbelastung der Lehr-
kräfte entgegen. Pädagogisch sinnvolle Ansätze 
könnten auf diese Weise mangels genügender 
Arbeitszeitressourcen scheitern. Es steht zu 
befürchten, dass der gute Ansatz, auf das Sitzen-
bleiben zu verzichten, in der Realität nicht immer 
zur bestmöglichen Förderung der SchülerInnen 
führen wird.

Gebraucht werden deshalb dringend zusätz-
liche Ressourcen auch in Form von LehrerIn-
nen-Stunden, um SchülerInnen ernsthaft und 
mit messbarem Erfolg fördern zu können.

Klassenwiederholung und 

individuelle Fördermaßnahmen



Schulgesetz 

für das Land Berlin
vom 26.01.2004, zuletzt geändert am 19.6.2012

§ 4 Grundsätze für die Verwirklichung
(2) Jede Schule trägt die Verantwortung dafür, 
dass die Schülerinnen und Schüler, unabhän-
gig von ihren Lernausgangslagen, an ihrer 
Schule zu ihrem bestmöglichen Schulabschluss 
geführt werden. Die Schule ist so zu gestalten, 
dass die gemeinsame Unterrichtung und Erzie-
hung sowie das gemeinsame Lernen der Schü-
lerinnen und Schüler verwirklicht, Benachtei-
ligungen ausgeglichen und Chancengleichheit 
hergestellt werden. (...) Der Unterricht ist nach 
Inhalt und Organisation so zu di# erenzieren, 
dass alle Schülerinnen und Schüler Lern- und 
Leistungsfortschritte machen können.

§ 59 Aufrücken, Versetzung, Wiederholung, 
Überspringen, Kurseinstufung
(1) Grundsätzlich rücken die Schülerinnen 
und Schüler jeweils mit Beginn des neuen 
Schuljahres in die nächsthöhere Jahrgangsstufe 
auf. Bis zum Abschluss der Sekundarstufe I 
$ nden Jahrgangsstufenwiederholungen nur in 
besonders begründeten Ausnahmefällen statt. 
Darüber sind zwischen der Schule und der 
Schülerin oder dem Schüler und ihren oder 
seinen Erziehungsberechtigten Bildungs- und 
Erziehungsvereinbarungen zu schließen. In der 
Sekundarstufe I am Gymnasium, der Einfüh-
rungsphase der gymnasialen Oberstufe und in 
der Fachoberschule erfolgen Versetzungsent-
scheidungen.
(2) Eine Schülerin oder ein Schüler wird 
versetzt, wenn ihr oder sein durch ein Zeugnis 
oder einen entsprechenden Nachweis ausge-
wiesener Leistungs- und Kompetenzstand die 
Erwartung rechtfertigt, dass sie oder er mit 
Erfolg in der nächsten Jahrgangsstufe mitar-
beiten kann. Für Schülerinnen und Schüler, die 
im Laufe des Schuljahres deutliche Leistungs-
rückstände aufweisen, legen die jeweiligen 
Lehrerinnen und Lehrer koordiniert und 
gemeinsam mit der jeweiligen Schülerin oder 
dem jeweiligen Schüler und ihren oder seinen 
Erziehungsberechtigten aufeinander abge-
stimmte individuelle Fördermaßnahmen fest, 
um eine Versetzung zu erreichen.
(3) Bei Nichtversetzung wiederholt eine Schü-
lerin oder ein Schüler die bisherige Jahrgangs-
stufe desselben Bildungsgangs. Im Falle des § 
56 Absatz 5 Satz 1 ist eine Wiederholung am 
Gymnasium ausgeschlossen. Bei zweimaliger 
Nichtversetzung in derselben Jahrgangsstufe 
oder bei Nichtversetzung in zwei aufeinander-
folgenden Jahrgangsstufen der Fachoberschule 
muss die Schülerin oder der Schüler den bisher 
besuchten Bildungsgang verlassen. Bei zwei-
maliger Nichtversetzung in der Einführungs-
phase muss die gymnasiale Oberstufe verlassen 
werden. Die Schulaufsichtsbehörde kann im 
Einzelfall aus wichtigen Gründen Ausnahmen 
zulassen. 
(4) Eine Schülerin oder ein Schüler kann auf 
Antrag der Erziehungsberechtigten die Jahr-
gangsstufe einmal freiwillig wiederholen oder 
spätestens im Anschluss an die Aushändigung 
des Halbjahreszeugnisses in die vorhergegan-
gene Jahrgangsstufe zurücktreten, wenn eine 

erfolgreiche Mitarbeit nicht mehr gewährleistet 
ist. Wer in der Sekundarstufe II das Ziel des 
Bildungsgangs nicht mehr erreichen kann, 
muss zurücktreten oder den Bildungsgang 
verlassen. 
(5) Eine Schülerin oder ein Schüler kann 
auf Antrag der Erziehungsberechtigten eine 
Jahrgangsstufe überspringen und vorversetzt 
werden, wenn eine bessere Förderung ihrer 
oder seiner Lern-, Leistungs- und Kompetenz-
entwicklung und eine erfolgreiche Mitarbeit in 
der höheren Jahrgangsstufe zu erwarten sind. 
(6) Über die Versetzung, eine Wiederholung, 
einen Rücktritt und ein Überspringen sowie 
eine Kurseinstufung entscheidet die Klassen-
konferenz. (…)

Grundschulverordnung
vom 19.01.2005, zuletzt geändert am 19.6.2012

§ 22 Aufrücken und vorzeitiges Aufrücken
(1) Innerhalb der Schulanfangsphase entfällt 
ein Aufrücken. Die Schülerinnen und Schüler 
rücken in der Regel nach zwei Schulbesuchs-
jahren in Jahrgangsstufe 3 auf. 
(2) Schülerinnen und Schüler in der Schulan-
fangsphase, bei denen die Klassenkonferenz 
nach einem Schulbesuchsjahr beschließt, 
dass sie die Lern- und Entwicklungsziele der 
Schulanfangsphase erreicht haben, rücken auf 
Antrag ihrer Erziehungsberechtigten vorzeitig 
in die Jahrgangsstufe 3 auf. 
(3) Schülerinnen und Schüler, deren Lernent-
wicklung nach zwei Schuljahren eine erfolgrei-
che Teilnahme am Unterricht in Jahrgangsstufe 
3 nicht erwarten lässt, verbleiben auf Beschluss 
der Klassenkonferenz, dem auch ein Antrag 
der Erziehungsberechtigten zugrunde liegen 
kann, ein drittes Schuljahr in der Schul-
anfangsphase, das nicht auf die allgemeine 
Schulp& icht angerechnet wird. Entscheidungs-
kriterien sind die in den Rahmenlehrplänen 
formulierten Anforderungen, insbesondere 
beim Schri' spracherwerb und in Mathematik. 
(4) Schülerinnen und Schüler der Jahrgangs-
stufen 3 bis 6 rücken mit Beginn des neuen 
Schuljahres in die nächsthöhere Jahrgangsstufe 
auf, soweit nicht die Klassenkonferenz die 
Wiederholung der Jahrgangsstufe beschlossen 
hat. (…)

§ 23 Verzögertes Aufrücken, Wiederholen 
und Zurücktreten
(1) Die Erziehungsberechtigten werden von 
den Lehrkrä' en regelmäßig über die Lernent-
wicklung ihrer Kinder informiert. Unabhängig 
davon sucht die Klassenlehrerin oder der Klas-
senlehrer rechtzeitig das Gespräch mit den Er-
ziehungsberechtigten, wenn eine erfolgreiche 
Mitarbeit in der nächsthöheren Klassenstufe 
nicht zu erwarten ist. Um ein Aufrücken noch 
zu ermöglichen, erarbeitet die Grundschule 
individuelle Fördermaßnahmen und Lernplä-
ne. Im Schülerbogen wird vermerkt, in welcher 
Form die Erziehungsberechtigten informiert 
wurden. 
(2) In den Jahrgangsstufen 3 bis 6 ist für 
Schülerinnen und Schüler eine Wiederholung 
der besuchten Jahrgangsstufe im Ausnahmefall 
zulässig, wenn ihre Lernentwicklung und ihr 
Leistungsstand einen erfolgreichen Besuch der 

nächsthöheren Jahrgangsstufe trotz individu-
eller Fördermaßnahmen nicht erwarten lassen 
und durch eine Wiederholung der Jahrgangs-
stufe eine deutliche Verbesserung der Lernleis-
tung wahrscheinlich ist. In diesem Fall ordnet 
die Klassenkonferenz spätestens drei Wochen 
vor Schuljahresende die Wiederholung der 
Jahrgangsstufe an und informiert unverzüglich 
die Erziehungsberechtigten. 
(3) Abweichend von Absatz 2 rücken die Schü-
lerinnen und Schüler auch dann auf, wenn sie 
eine der Jahrgangsstufen 3 bis 6 bereits einmal 
wiederholt haben. 
(4) Auf Antrag oder mit Zustimmung der 
Erziehungsberechtigten kann die Klassen-
konferenz einer Schülerin oder einem Schüler 
insbesondere zum Ausgleich von erheblichen 
Unterrichtsausfällen die freiwillige Wiederho-
lung einer Jahrgangsstufe oder spätestens am 
Ende des ersten Schulhalbjahres den Rücktritt 
in die vorherige Jahrgangsstufe gestatten. 
Die Entscheidung ist unter Beachtung des 
Lern- und Entwicklungsstandes des Kindes zu 
tre# en. (…)

Sek I – VO (neu) 
vom 31.03.2010, zuletzt geändert am 4.4.2012

§ 19 Lerndiagnose, Lernerfolgskontrollen 
(1) Eine Lerndiagnose wird als Grundlage für 
die individuelle Förderung mindestens in den 
Fächern Deutsch, Mathematik und Fremd-
sprachen erstellt. Dafür stellen die Schulen die 
Lernausgangslage der Schülerinnen und Schü-
ler bei Eintritt in die Sekundarstufe I fest und 
entwickeln auf dieser Grundlage individuelle 
Fördermaßnahmen. Über das Konzept für die 
Lerndiagnose entscheidet die Schule.

§ 22 Freiwillige Wiederholung, Rücktritt, 
Überspringen
(1) Einem Antrag der Erziehungsberechtigten 
auf freiwillige Wiederholung einer bereits ab-
solvierten Jahrgangsstufe oder Rücktritt in die 
vorhergegangene Jahrgangsstufe (§ 59 Absatz 
4 des Schulgesetzes) kann der Jahrgangsaus-
schuss oder die Klassenkonferenz insbesondere 
dann entsprechen, wenn eine Stabilisierung 
oder Verbesserung des Leistungsstandes für die 
erfolgreiche Mitarbeit der Schülerin oder des 
Schülers notwendig erscheint. Am Gymnasium 
wird am Ende des Wiederholungszeitraums 
keine erneute Versetzungsentscheidung 
getro# en.

§ 31 Versetzung (Gymnasium)
(7) Die Entscheidung über die Versetzung darf 
nicht von den Ergebnissen besonderer Prü-
fungsarbeiten abhängig gemacht werden. Eine 
Versetzung auf Probe ist unzulässig.
(8) Zeigt sich im Verlauf eines Schuljahres, ins-
besondere anhand des Halbjahreszeugnisses, 
dass die Versetzung einer Schülerin oder eines 
Schülers gefährdet ist, sind nach Maßgabe von 
§ 59 Absatz 2 Satz 2 des Schulgesetzes indivi-
duelle Fördermaßnahmen schri' lich festzu-
legen und in angemessenen Zeitabständen zu 
überprüfen. Versäumnisse bei der Umsetzung 
der Maßnahmen begründen keinen Rechtsan-
spruch auf Versetzung.


